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Konzept für die weitere Zusammenarbeit auf wissenschaftlichem und technologisdiem Gebiet 
im europäischen und weiteren internationalen Bereich 


Die Bundesregierung sieht die Forschungspolitik als ' 
ein bedeutsames Element der zwischenstaatlichen | 
Beziehungen und Integrationsbestrebungen an, da 
die schnell wachsenden materiellen Erfordernisse 
der Wissenschaft es einem Land von der Größe der 
Bundesrepublik Deutschland nicht mehr erlauben, 
alle denkbaren Forschungsrichtungen allein voran- 
zutreiben. Sie befürwortet deshalb eine engere inter- 
nationale Zusammenarbeit auf dem Gebiet der For- 
schung, deren Schwerpunkt in den nächsten Jahren 
vor allem in den Europäischen Gemeinschaften und 
in der Organisation für wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit und Entwicklung (OECD) liegen wird. 

Der Ministerrat der Europäischen Gemeinschaften 
erörterte am 31. Oktober 1967 in Luxemburg die 
Probleme einer umfassenden europäischen For- 
schungspolitik und gab dabei Empfehlungen für die 
Zusammenarbeit an konkreten Projekten, für allge- 
meine wissenschaftliche Maßnahmen zu einer inte- 
grierten Wissenschaftspolitik und zur Industrie- und 
Wirtschaftspolitik. Die Politik auf dem Gebiet der 
wissenschaftlichen und technischen Informations- 
systeme, die Förderung und Gestaltung der Grund- 
lagenforschung und die Fragen des europäischen 
Rückstandes in Forschung und Entwicklung standen 
im Mittelpunkt der 3. Konferenz der OECD-Wissen- 
schaftsministerkonferenz am 11. und 12. März 1968 
in Paris. 

Gleichzeitig bemüht sich die Bundesregierung dar- 
um, den wissenschaftlich-technologischen Austausch 
mit den Staaten Osteuropas und mit außereuro- 
päischen Ländern sowohl bilateral als auch multi- 
lateral zu verstärken. Mit einigen Staaten Ost- 
europas konnte die fachliche Zusammenarbeit zwi- 
schen einzelnen Wissenschaftlern, Instituten, Floch- 
schulen und Wissenschaftsorganisationen in den 
letzten Jahren verbessert werden. Auch eine Reihe 
außereuropäischer Länder hat ein lebhaftes Inter- 
esse an einer engeren Zusammenarbeit bekundet. 
Mit Argentinien wurde am 29. März 1969 ein Ab- 
kommen unterzeichnet; weitere Abkommen über die 
wissenschaftlich-technologische Zusammenarbeit mit 
anderen Ländern sind in Aussicht genommen. Bei 
den Maßnahmen der bilateralen deutschen Ent- 
wicklungshilfe hat sich vor allem die Form der 
Partnerschaft zwischen Einrichtungen gleicher Fach- 
richtung bewährt. 

Die Wissenschaft drängt ihrem Wesen nach über die 
politischen Grenzen hinweg. Die einzelnen Forscher, 
wissenschaftlichen Gesellschaften und Wissen- 
schaftsorganisationen pflegen die immer enger wer- 
denden wissenschaftlichen Beziehungen zum Aus- 
land. Zwischen deutschen Flochschulen, Fakultäten 
und Instituten und entsprechenden Einrichtungen im ! 
Ausland haben sich zahlreiche enge Kontakte ent- I 
wickelt, die oft die Form von Partnerschaften ange- | 
nommen haben. Die Zusammenarbeit der Regie- | 


rungen auf den Gebieten der Wissenschaft und 
Technologie hat zunehmend an Bedeutung gewon- 
nen. 

Manche Forschungsgebiete, wie z. B. die Meteoro- 
logie, sind ihrer Natur nach auf eine weltweite Zu- 
sammenarbeit angelegt. Bei den großen Projekten 
der Forschung und Entwicklung, z. B. der Kern- 
forschung, Weltraumforschung, Datenverarbeitung 
und Meeresforschung, kommt ein neuer Zwang zur 
Internationalität hinzu. Ein Land allein ist häufig 
nicht in der Lage, große Vorhaben selbständig 
durchzuführen, sei es, weil die finanziellen Kräfte 
oder die personellen Ressourcen nicht genügen, sei 
es, weil nötige Rohstoffe, wie z. B. Uran und seine 
Konzentrate, im eigenen Land nur unzureichend 
oder gar nicht zur Verfügung stehen. Ein weiterer 
Grund für die wachsende internationale Zusammen- 
arbeit ergibt sich aus der kaum noch überschau- 
baren Vielfalt der Aufgaben, vor denen heute For- 
schung und Entwicklung stehen. Wollte ein Land 
alle diese Aufgaben auf einem Niveau bewältigen, 
das im internationalen Vergleich bestehen kann, so 
stieße es sehr schnell an die Grenzen seiner Lei- 
stungsfähigkeit. Internationale Arbeitsteilung bietet 
die Möglichkeit, hier den notwendigen Ausgleich zu 
schaffen. 

Da die Bundesregierung in der politischen Einigung 
Westeuropas ein hohes Ziel erblickt, ergeben sich 
drei forschungspolitische Folgerungen: 

— Wissenschaftspolitisch hat die internationale Zu- 
sammenarbeit durch Arbeitsteilung eine Steige- 
rung der nationalen Effektivität zu bewirken 
und vielfältige Möglichkeiten für aufstrebende 
wissenschaftliche Kräfte zu schaffen, damit die 
westeuropäischer Staaten kulturelle Anziehungs- 
kraft und Bedeutung behalten oder wieder- 
erlangen. 

— Außenpolitisch hat die Forschungspolitik zur 
Stärkung Westeuropas beizutragen, damit West- 
europa seine Stellung als gleichwertiger Partner 
behaupten oder erringen kann. 

— Wirtschaftspolitisch ist eine europäische For- 
schungspolitik erforderlich, die die wirtschaft- 
liche Integration der Mitgliedstaaten der Euro- 
päischen Gemeinschaften fördert und die Wett- 
bewerbsfähigkeit der Glieder und der ganzen 
Gemeinschaft erhält und stärkt. 

Das Ziel einer europäischen Integration unter Ein- 
schluß der Wissenschafts- und Forschungspolitik 
kann voll nur durch Erweiterung der Europäischen 
Gemeinschaften erreicht werden, denn die bis- 
herigen Mitgliedstaaten sind ohne die Zusammen- 
fassung der wichtigsten westeuropäischen Kapazi- 
täten nicht in der Lage, im Vergleich mit anderen 
Staaten den künftigen Anforderungen in Forschung 
und Entwicklung zu genügen. 
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Eine weitere wichtige Voraussetzung der inter- ; 
nationalen Zusammenarbeit in Forschung und Ent- : 
Wicklung ist eine europäische Industriepolitik mit i 
starken regional- und strukturpolitischen Elementen. • 
Die Krisenanfälligkeit gerade der großen euro- 
päischen internationalen Organisationen, die sich ! 
mit Forschung belassen, beruht zu einem wesent- | 
liehen Teil auf dein Fehlen allgemein akzeptierter i 
industriepolitischer Zielvorstellungen. Bei der Ent- j 
Wicklung solcher ZieTvorstellungen sollten die Euio- 
päischen Gemeinschaften wegen ihres am weitesten 
fortgeschrittenen wirtschaftlichen Integrationsgrades 
das Diskussionsforum bilden, zu dem alle übrigen 
westeuropäischen internationalen Organisationen, 
die Forschung auf den Gebieten der technologischen 
Entwicklung und der Wirtschaftswissenschaften be- 
treiben, hinzugezogen werden müssen, um eine um- 
fassende und koordinierte Industriepolitik zu er- 
reichen. Bei der Festlegung der industriepolitischen 
Zielvorstellungen sind insbesondere drei Probleme 
zu lösen. 

— Die Sicherung eines angemessenen Anteils an 
den Ergebnissen für jeden beteiligten Staat, in 
einem möglichst weit gestalteten Rahmen - nicht 
beschränkt auf einzelne Projekte um vor allem 
das Problem der Rückflüsse und ihrer jede Zu- 
sammenarbeit beeinträchtigenden, einseitigen 
Bemessung an den Beiträgen zu lösen. 

— Die Klärung der Zusammenarbeit in der Produk- 
tionsphase bereits im Forschungs-, spätestens 
aber im Entwicklungsstadium. 

— Die strukturpolitische Zielsetzung für gemein- 
same Maßnahmen zur Erreichung leistungs- 
fähiger Forschungs-, Entwicklungs- und Indu- 
striekapazitäten. 

Diese Zielvorstellungen können nur durch eine Kon- 
zeption verwirklicht werden, die alle Aktivität im 
Rahmen eines Gesamtplans für die weltweite und 
regionale internationale Zusammenarbeit erfaßt und 
koordiniert. Je stärker die Wissenschaftspolitik und 
ganze Gebiete der Forschung und Entwicklung in die 
zwischenstaatliche Zusammenarbeit einbezogen 
werden, desto notwendiger wird es sein, das Pro- 
blem einer klaren Zuständigkeitsaufteilung zwi- 
schen nationalem und internationalem Bereich zu 
lösen: 

— Die nationalen Vorhaben müssen mit den inter- 
nationalen in Einklang gebracht werden, wobei 
im internationalen Bereich auch den Interessen 
anderer Mitgliedstaaten und anderen als nur 
fachlichen Gesichtspunkten, z. B. dem der euro- 
päischen Integration Rechnung getragen werden 
muß. 

— - Die verschiedenen multilateralen Forschungspro- ; 
jekte müssen zur Vermeidung von Doppelarbeit i 
untereinander abgestimmt, begrenzt und notfalls | 
konzentriert werden. 

i 

— Die bilaterale Zusammenarbeit muß in die multi- ! 
laterale eingeordnet werden. 


Nach diesen Prinzipien sucht die Bundesregierung 
durch ihre Mitwirkung bei den Europäischen Ge- 
meinschaften, in der Organisation für wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD), in 
den Wellraumorganisalionen und in anderen inter- 
nationalen Institutionen optimale Organisations- 
strukturen zu verwirklichen und Prioritätssystemc 
entwickeln zu helfen. 

Optimale Orgaiiisationsstrukturen zur Erreichung 
des Integrationszieles sind insbesondere bei der 
Fusion der Europäischen Verträge anzustreben. Da 
die Europäischen Verträge bisher nur Teilgebiete 
der Forschung und Entv/icklung umfassen, sollte bei 
der Fusion ein alle Gebiete der Forschung und Ent- 
wicklung umfassendes Kapitel der europäischen 
Forschungspolitik in den Einheitsvertrag aufgenom- 
men werden, wobei die vorzusehenden Verfahren 
vor allem die Arbeitsteilung und Integration fördern 
sollten. 

Die wünschenswerte Konzentration wird dadurch 
erschwert, daß die verschiedenen internationalen 
Organisationen, die im wissenschaftlichen Bereich 
tätig sind, verschiedene Mitglieder haben. Doch 
dürfte dieses Problem nicht unlösbar sein, da eine 
ausreichende Fhexibilität durch modifizierte Formen 
der Mitgliedschaft, durch flexible Programmgestal- 
tung ohne Beteiligungszwang an allen Einzelpro- 
grammen und durch den unterschiedlichen Sach- 
interessen angepaßte Finanzbeiträge erreicht wer- 
den kann. 

Die Bundesregierung befürwortet eine Arbeits- 
teilung zwischen der OECD und den Europäischen 
Gemeinschaften auf dem Gebiet der Wissenschafts- 
und Forsrhungspolitik. Der Rahmen der OECD hat 
sich als besonders zweckmäßig für umfassende Stu- 
dien und Analysen erwiesen, während der in den 
Interessen homogenere Kreis der Mitgliedstaaten 
der Europäischen Gemeinschaften für die Verwirk- 
lichung konkreter Projekte der Zusammenarbeit und 
für Maßnahmen mit dem Ziel einer integrierten 
Politik besser geeignet ist. 

Einzelne Organisationen 

Die 3. Europäische Weltraumkonferenz, die vom 
12. bis 14. November 1968 in Bad Godesberg tagte, 
hat mehrere Entschließungen zur Weiterführung der 
europäischen Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 
We 1 1 r aumf or s chung gefaßt. 

Die Forschungstätigkeit der Europäischen Atom- 
gemeinschafl (EURATOM) beruht seit dem Aus- 
laufen des Zweiten Fünfjahresprogramms am 31. De- 
zember 1967 auf Programmbeschlüssen, die jeweils 
nur für ein Jahr gelten und auch inhaltlich unbe- 
friedigend sind. Der Ministerrat will allerdings bis 
zum Sommer 1969 ein längerfristiges Zukunfspro- 
gramm aufslellen, das auch Arbeiten außerhalb des 
eigentlich nuklearen Bereichs umfassen kann. 

Im Rahmen eines europäischen Gesamtplans für die 
Zusammenarbeit in Forschung und Entwicklung muß 
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die Aufgabenstellung des NATO-Wissenschaftsaus- : 
Schusses auf die Hauptziele der NATO hin neu ■ 
definiert werden. Die Übertragung gewonnener ■ 
Kenntnisse aus dem Verteidigungsbereich in den zivi- | 
len Bereich sollte durdi verstärkten Wissenschaftler- j 
austausdi, Abhaltung von Seminaren und Ergänzung ; 
von verteidigungsrelevanten Forschungsprogram- j 
men durch zivile Komponenten in Zukunft noch | 
besser gelöst werden. i 

Die Gründung neuer internationaler Organisationen, 
die im wissenschaftlichen Bereich tätig sein sollen, 
würde dem Konzentratiorisgedanken nur dann nicht 
zuwiderlaufen, wenn in sich geschlossene Arbeits- 
gebiete einen Umfang erreichen, die eine Verselb- 
ständigung aus Gründen der organisatorischen 
Zweckmäßigkeit verlangen (z. B. CERN). Jedoch j 
müssen für die Zukunft Verfahren entwickelt wer- ' 
den, die für den Fall, daß sich künftig mehrere | 
solcher geschlossenen Arbeitsgebiete verselbstän- , 
digon, eine wissenschafts- und forschungspolitische i 
Koordinierung sicherstellen. i 

Das Prioritätensystem für die künftige internationale ' 
Zusammenarbeit ist in großen Zügen bereits durch | 
den Luxemburger Beschluß des Ministerrats der 
Europäischen Gemeinschaften vom 31. Oktober 1967 
und die Pariser Empfehlungen der OECD-Wissen- 
schaftsminister auf ihrer Konferenz vom 11. und 
12. März 1968 festgesetzt worden. 

Die Luxemburger Beschlüsse 

Der Ministerrat der Europäischen Gemeinschaften i 
hat in seinen Luxemburger Beschlüssen folgende 
Akzente gesetzt: 

1. Um die Errichtung solcher industrieller Struk- ' 

turen zu begünstigen, die eine umfangreiche i 
Industrieforschung und eine Beschleunigung des : 
Innovationsprozesses ermöglichen, sollen die so- | 
genannten wirtschaftlichen Rahmenbedingungen i 
möglichst schnell geschaffen werden. 1 

Diese Empfehlungen zielen darauf ab, die volks- j 
wirtschaftlichen Bedingungen für ein gutes For- i 
schungsklima sowie die Voraussetzungen zu ! 
schaffen, die den fnnovationsprozeß beschleu- 
nigen und so die Wettbewerbsfähigkeit der 
Unternehmen erhöhen. Es ist notwendig, in 
Europa einen den amerikanischen Größenver- | 
hältnissen entsprechenden Binnenmarkt einzu- 
richten, in dem sich Unternehmensstrukturen 
bilden, die das technische und wirtschaftliche 
Risiko der Forschuiigs- und Entwicklungsprojekte ! 
tragen können. 

2. Möglichkeiten einer Zusammenarbeit sollen zu- ; 
nächst auf folgenden Fprschungs- und Entwick- ! 
lungsgebietea geprüft werden: Datenverarbei- | 
tung und -Verbreitung, Fernmeldewesen, Ent- | 
Wicklung neuer Verkehrsmittel, Ozeanographie, ; 
Metallurgie, Umwelthygiene und Meteorologie, j 
Es wird eine praktische Zusammenarbeit an kon- ; 
kreten Projekten angestrebt. Im Laute der näch- ! 


5. Wahlperiode 


sten Zeit werden die Mitgliedstaaten nachein- 
ander alle wichtigen Forschungs- und Entwick- 
lungsbereiche überprüfen müssen, um zu 
entscheiden, auf welchen Gebieten eine Zusam- 
menarbeit im Rahmen der Gemeinschaft mit dem 
Ziel optimalen Einsatzes aller westeuropäischen 
Kräfte notwendig ist. Neben den genannten 
Gebieten gehören hierzu vor allem die Probleme 
der Raumordnung, des Städtebaus, des Gesund- 
heitswesens, der Molekularbiologie, der Welt- 
ernährung sowie moderner Techniken einschließ- 
lich Planungstechniken. Die Zusammenarbeit in 
den bisherigen großen europäischen Vorhaben 
der Kern- und Weltraumforschung wird zwar 
fortgesetzt, aber im Hinblick auf die neuen Zu- 
kunftsaufgaben eine neue Bewertung und Ein- 
ordnung erfahren müssen. Bei der Prüfung wird 
die bestehende Zusammenarbeit - insbesondere 
in anderen internationalen Organisationen - 
berücksichtigt und nach Möglichkeiten für eine 
Beteiligung dritter Staaten gesucht werden 
müssen. 

Die Gcgenüberslellung der nationalen Methoden, 
Pläne, Programme und Haushalte soll dem Ziel 
einer künftigen größeren Effektivität der natio- 
nalen und internationalen Maßnahmen dienen. 
Besondere Anstrengungen zur Koordination sol- 
len auf dem Gebiet des Informationswesens 
unternommen werden. Außerdem soll nach Mit- 
teln einer koordinierten Ausbildung und eines 
intensiven Austausches von Wissenschaftlern 
gesucht werden. 

Hiermit werden wissenschaftspolilische Maßnah- 
men eingeleitet, die erforderlich sind, um in 
Europa auf lange Sicht zu einer gemeinsamen 
Wissenschaftspolitik zu gelangen, über die Kon- 
frontation der nationalen Maßnahmen, die Kon- 
sultation mit Abstimmungsverfahren sowie die 
Koordination nationaler Maßnahmen im Gemein- 
schaftsrahmen wird sich eine gemeinschaftliche 
Politik im Bereich von Forschung und Entwick- 
lung entwickeln müssen. 

4. Der Rat wünscht, daß die Industrieunternehmen 
bei der Ausarbeitung einer Politik für Wissen- 
schaft und Technik und den sich daraus ergeben- 
den Maßnahmen konsultiert werden. 

Dieses vom Rat bislang nur schwach angedeutete 
Thema betrifft die Industriepolitik; sie bildet die 
Klammer, die die ersten drei Themen verbindet. 
Nur bei einer zielstrebigen Industriepolitik kön- 
nen die im Rahmen einer wissenschaftspoli- 
tischen Konzeption geförderten Forschungs- und 
Entwicklungsprojekte für die Wirtschaft voll 
zum Tragen kommen, und nur dann kann das 
Interesse der beteiligten Staaten durch eine an- 
gemessene Beteiligung an den Ergebnissen der 
Zusammenarbeit aufrechterhalten werden. 

Der Luxemburger Ratsbeschluß enthält im Kern alle 
Elemente, die zu einer U7nfassenden europäischen 
Zusammenarbeit in Forschung und Entwicklung er- 
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forderlich sind. Die Luxemburger Initiative war be- 
dauerlicherweise wegen politischer Auseinander- 
setzungen über den Beitritt dritter Staaten ins Stok- 
ken geraten, wird aber nach dem Ratsbeschluß vom 
10. Dezember 1968 nunmehr zielstrebig durch die 
Arbeitsgruppe „Forschungspolitik" des Ausschusses 
für mittelfristige Wirtschaftspolitik fortgeführt, die 
inzwischen dem Ministerrat einen Bericht vorgelegt 
hat, in dem zahlreiche Zusammenarbeitsmöglich- 
keiten aufgewiesen werden. 

Die Empfehlungen der OECD-W issenschaftsminister 

Auf der Konferenz der Wissenschaftsminister der 
OECD-Mitgliedstaaten wurden mit besonderem 
Schwergewicht die Fragen des europäischen Rück- 
standes in Forschung und Entwicklung gegenüber 
anderen Ländern, insbesondere den USA, der För- 
derung und Gestaltung der Grundlagenforschung so- 
wie die Politik auf dem Gebiet der wissenschaft- 
lichen und technischen Informationssysteme erörtert. 

Die Konferenz trug wesentlich dazu bei, die Dis- 
kussion über den europäischen Rückstand auf eine 
sachlich fundierte Grundlage zu stellen. Die Unter- 
suchungen der OECD haben gezeigt, daß Europa 
nicht auf allen, jedoch auf einigen für die Zukunft 
der wirtschaftlichen Entwicklung bedeutenden Ge- 
bieten, insbesondere gegenüber den USA, im Rück- 
stand ist. Ein wichtiges Ergebnis war die Erkenntnis, 
daß Europa gerade im Vergleich zu den USA die 
rasche und für die Wettbewerbsfähigkeit entschei- 
dende Umsetzung der Forschungs- und Entwick- 
lungsergebnisse in marktgängige Produkte oder 
Fertigungsverfahren, d. h. die Innovation, nicht voll 
beherrscht, und daß die Voraussetzungen hierfür in 
vielerlei Hinsicht weniger gut erfüllt sind als in den 
USA. 

Die Minister haben zu den von ihnen erörterten 
Problemen eine Reihe wichtiger Empfehlungen ver- 
abschiedet: 

— Die OECD soll die Untersuchungen über die wis- 
senschaftlich-orientierten Industriezweige fort- 
setzen. Als Bereiche weiterer Untersuchungen 
kommen die Technologie des Bildungswesens, 
die Umwelttechnologie, die städtebauliche Ent- 
wicklung und Verkehrstechnik, die Meeres- 
forschung und die Verwendung von Computern 
in Frage. 

— Es soll ein Inventar der Hindernisse für die Über- 
tragung technischer Kenntnisse, insbesondere 
auch der Gewährung von Patenten und Lizenzen, 
aufgestellt werden. Auf europäischer Ebene sol- 
len neben Untersuchungen über die gegenwärtige 
Situation der naturwissenschaftlichen Grund- 
lagenforschung vor allem Verfahren zur Auswahl 
und Finanzierung von Programmen auf solchen 
interdisziplinären Gebieten der Grundlagenfor- 
schung ausgearbeitet werden, die voraussichtlich 
für die Gewinnung neuer Kenntnisse von beson- 
derer Bedeutung sind. 

— Die Staaten sollen nationale Maßnahmen treffen, 
um jeweils eine einzige Zentralstelle einzurich- 


ten, die für sämtliche nationalen Tätigkeiten im 
Bereich der natur- und ingenieurwissenschaft- 
lichen Information allein zuständig ist. Die OECD 
soll die Fortschritte der Informationstechnik im 
Auge behalten und deren Einfluß auf die Daten- 
verarbeitung und -Verbreitung auf natur- und 
ingenieurwissenschaftlichem Gebiet ermitteln. 

Zur Verbesserung der im Luxemburger Beschluß und 
in den Pariser Empfehlungen hervorgehobenen wirt- 
j schaftlichen Rahmenbedingungen dienen vor allem 
die Schaffung eines europäischen Gesellschaftsrechts, 
die Angleichung der Rechts- einschließlich der 
Stcuerrechtsordnung, die Erleichterung des techno- 
logischen Transfers, die Schaffung einer umfassen- 
den Patent- und Lizenzpolitik mit dem Ziel, die 
rasche und weit verbreitete Anwendung gewonnener 
Kenntnisse zu fördern, und die Verbesserung des 
Managements in Forschung und Entwicklung. 

Bei dem engen Zusammenhang zwischen Forschungs- 
politik, Wirtschaftspolitik und Außenpolitik sind die 
Gründe für die immer wieder auftretenden Schwie- 
rigkeiten bei der europäischen Zusammenarbeit in 
Forschung und Entwicklung in allen diesen poli- 
tischen Bereichen zu suchen. 

Außenpolitisch ist es den beteiligten Staaten bisher 
nicht gelungen, die künftige Entwicklung der euro- 
päischen internationalen Organisationen, die sich 
mit Forschung befassen, an einem gemeinsamen 
umfassenden europäischen Konzept der Integration 
auszurichten. - Wissenschaftspolitisch wird natio- 
nalen Zielen häufig Vorrang eingeräumt; inter- 
nationale Ziele werden nur als sekundär und ergän- 
zend in die nationalen Ziele eingeordnet. Die Viel- 
zahl internationaler Organisationen mit unterschied- 
lichem Mitgliederkreis, aber teilweise sich über- 
schneidenden Zuständigkeiten stehen einer effek- 
tiven internationalen wissenschafts- und forschungs- 
politischen Zusammenarbeit entgegen. - Schließlich 
fehlt eine umfassende Industriepolitik, die allen an 
der Zusammenarbeit beteiligten Staaten einen ange- 
messenen Anteil an den Ergebnissen der gemein- 
samen Anstrengungen sichert und die für eine von 
manchen Staaten vorzugsweise geförderte industrie- 
nahe Zusammenarbeit, die rasche Ergebnisse ver- 
spricht, unerläßlich ist. Trotz der bestehenden 
Schwierigkeiten hat sich zunehmend die Erkenntnis 
durchgesetzt, daß Europa durch aufstrebende Wirt- 
schaftsmächte und vorhandene Blockbildungen in 
seiner künftigen gesellschaftlichen, politischen, wirt- 
schaftlichen und kulturellen Entwicklung herausge- 
fordert ist, und daß seine Entwicklung zu einem 
wesentlichen Teil von seiner wissenschaftlichen For- 
schung und technischen Entwicklung abhängt. Die 
Vielzahl der Aufgaben übersteigt die Leistungskraft 
jedes einzelnen Staates. Weite Gebiete der Groß- 
forschung verlangen einen Mitteleinsatz, der den 
Haushalt eines Staates entweder sprengt oder auf 
Kosten anderer Forschungsgebiete einseitig belastet. 
Das im begrenzten Maße vorhandene Forschungs- 
personal kann nur durch rationellen Einsatz zu hoher 
Effektivität gelangen. 
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Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Zusammenarbeit mit Osteuropa 
und mit außereuropäischen Ländern 

Die Bundesregierung bemüht sich darum, den wis- 
senschaftlich-technologischen Austausch mit Ost- 
europa sowohl bilateral als auch multilateral zu 
verstärken. Die fachliche Zusammenarbeit zwischen 
einzelnen Wissenschaftlern, Instituten, Hochschulen 
und Wissenschaftsorganisationen konnte in den letz- 
ten Jahren verbessert werden. Als geeignete Rah- 
men für eine multilaterale Zusammenarbeit kommen 
in erster Linie die von der Organisation der Ver- 
einten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und 
Kultur (UNESCO) für 1970 geplante Regionalkonfe- 
renz und die Wirtschaftskommission für Europa der 
Organisation der Vereinten Nationen (ECE) in Be- 
tracht. Auch in diesem Zusammenhang müssen die 
Untersuchungen und Ergebnisse anderer internatio- 
naler Organisationen einbezogen werden, damit 
sinnlose Doppelarbeit vermieden wird. 

Die Bundesregierung ist bestrebt, ihre Beziehungen 
zu den außereuropäischen Ländern zu intensivieren. 

Im Rahmen dieser Politik wünscht die Bundesregie- 
rung, auch mit außereuropäischen Ländern aus wis- 
senschaftlich-technologischem Gebiet zusammenzu- 
arbeiten. Eine Reihe dieser Länder hat ein lebhaftes 
Interesse an einer solchen Zusammenarbeit bekun- 
det. Manche von ihnen haben in Wissenschaft und 


Technik insgesamt oder in wichtigen Forschungs- 
bereichen einen Stand erreicht, der eine Zusammen- 
arbeit für beide Seiten vorteilhaft erscheinen läßt. 
Das hat dazu geführt, daß die Bundesregierung mit 
einigen von ihnen, insbesondere mit lateinamerika- 
nischen Staaten, Verhandlungen bzw. Kontakte über 
den Abschluß von wissenschaftlich-technologischen 
Abkommen aufgenommen hat. Das erste Zusammen- 
arbeitsabkommen dieser Art wurde mit Argentinien 
am 29. März 1969 unterzeichnet. Weitere Abkom- 
men sind in Aussicht genommen. 

Daneben unterstützt die Bundesregierung in der 
Erkenntnis, daß das wirtschaftliche Wachstum eines 
Landes in hohem Maße von der Entwicklung seines 
wissenschaftlichen Potentials bestimmt wird, eine 
große Zahl von Entwicklungsländern in beträcht- 
lichem Umfang durch wissenschaftliche Beratungs- 
dienste, insbesondere zur Erschließung und Nutzung 
der natürlichen Ressourcen, durch die Förderung von 
Instituten der angewandten Forschung sowie beim 
Ausbau von Hochschuleinrichtungen. Bei diesen 
Maßnahmen der bilateralen deutschen Entwicklungs- 
hilfe hat sich vor allem die Form der Partnerschaft 
zwischen Einrichtungen gleicher Fachrichtung beson- 
ders bewährt. Dies gilt insbesondere für den Hoch- 
schulbereich, in dem eine ständig wachsende Zahl 
von deutschen Universitäts- und Forschungs- 
instituten ihre Bereitschaft und ihr Interesse an einer 
derartigen Zusammenarbeit bekundet. 
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